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Termine

Steuern und Sozialversicherung

Außergewöhnliche Belastungen

Abzug bei Zumutbarkeit ausgeschlossen

Rentenbescheide

Vereinfachung darf nicht auf Kosten der

Nachvollziehbarkeit gehen

Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

die Frage, ob eine Steuervergünstigung in Anspruch genommen

werden kann oder nicht, führt regelmäßig zu Streit zwischen

Steuerpflichtigen und der Finanzverwaltung

Aktuell wird es dabei jedoch merkwürdig, daher kurz zum

Hintergrund: Betriebsvermögen ist bei der Erbschaft- und

Schenkungsteuer begünstigt. Hierzu gehören regelmäßig land- und

forstwirtschaftliches Vermögen, Betriebsvermögen oder auch

Beteiligungen an Mitunternehmerschaften sowie Anteile an

Kapitalgesellschaften, wenn die unmittelbare Beteiligung mehr als

25 % am Nennkapital beträgt.

Das sogenannte Verwaltungsvermögen im Rahmen eines

Betriebsvermögens ist jedoch immer steuerpflichtig. Dazu gehören

auch Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke. Auf diese Weise

wollte der Gesetzgeber vereinfacht gesagt verhindern, dass

Steuerpflichtige nicht begünstigte Immobilien schlicht in einem

Betriebsvermögen verstricken und dann in den Genuss der

Steuerfreiheit gelangen, obwohl die Immobilie mit dem originären

Betrieb eigentlich nichts zu tun hat.

Fraglich ist nun, wie eine Immobilie zu bewerten ist, mit der das

Unternehmen als solches betrieben wird. Man sollte meinen, dass

dann kein schädliches Verwaltungsvermögen, sondern begünstigtes

Betriebsvermögen vorliegt. Anders sieht es das FG Köln mit Urteil

vom 10.6.2021 (Az: 7 K 2718/20) mit Blick auf ein Parkhaus: Danach

wird die Überlassung von Grundstücksteilen im Rahmen eines

Parkhausbetriebes als nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen

eingestuft.

Es bleibt zu hoffen, dass der BFH (Az: II R 27/21) diesem Nonsens ein

Ende bereitet. Wie immer stirbt die Hoffnung dabei zuletzt.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine informative Lektüre.

Großmann & Zacher Steuerberatungskanzlei

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.grossmann-zacher.de

bernadett.grossmann@grossmann-zacher.de
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.05.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.05. für den Eingang

der Zahlung.

16.05.

■
Gewerbesteuer

■
Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 19.05. für den Eingang

der Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Mai 2022

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

Mai ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.05.2022.

Außergewöhnliche Belastungen: Abzug bei

Zumutbarkeit ausgeschlossen

Am 07.04.2022 anhängige und zulässige Einsprüche gegen

Festsetzungen der Einkommensteuer werden zurückgewiesen, soweit

mit ihnen geltend gemacht wird, der Abzug einer zumutbaren

Belastung (§ 33 Absatz 3 Einkommensteuergesetz) bei der

Berücksichtigung von Aufwendungen für Krankheit oder Pflege als

außergewöhnliche Belastung verstoße gegen das Grundgesetz.

Entsprechendes gilt für am 07.04.2022 anhängige, außerhalb eines

Einspruchs- oder Klageverfahrens gestellte und zulässige Anträge auf

Aufhebung oder Änderung einer Einkommensteuerfestsetzung. Dies

geht aus einer Allgemeinverfügung der obersten Finanzbehörden der

Länder vom 07.04.2022 hervor.

Hintergrund sind § 367 Absatz 2b und § 172 Absatz 3 der

Abgabenordnung sowie die Nichtannahmebeschlüsse des

Bundesverfassungsgerichts vom 23.11.2016 (2 BvR 180/16), vom

06.06.2018 (2 BvR 1936/17), vom 17.09.2018 (2 BvR 1205/17) und

vom 18.09.2018 (2 BvR 221/17) sowie die Entscheidungen des

Bundesfinanzhofs vom 02.09.2015 (VI R 33/13), vom 21.02.2018 (VI

R 11/16), vom 01.09.2021 (VI R 18/19) und vom 04.11.2021 (VI R

48/18).

Die obersten Finanzbehörden der Länder weisen darauf hin, dass die

von der Allgemeinverfügung betroffenen Steuerpflichtigen gegen die

Verfügung klagen können. Ein Einspruch sei insoweit ausgeschlossen.

Oberste Finanzbehörden der Länder, Allgemeinverfügung vom April

2022

Rentenbescheide: Vereinfachung darf nicht auf

Kosten der Nachvollziehbarkeit gehen

Die Vereinfachung von Rentenbescheiden darf nicht soweit gehen,

dass die Rentenberechnung infolgedessen nicht mehr

nachvollziehbar ist. Den Rentenbescheiden müssen vielmehr die

wesentlichen Elemente, die zur Prüfung der Richtigkeit der

Berechnung der Rentenhöhe unerlässlich sind, weiterhin entnommen

werden können. Dies hat das Landessozialgericht (LSG)

Nordrhein-Westfalen entschieden.

Der beklagte Rentenversicherungsträger gewährte der Klägerin

Altersrente und fügte den Bescheiden die Anlagen "Berechnung der

Rente", "Versicherungsverlauf" und "Berechnung der persönlichen

Entgeltpunkte" bei. Im Widerspruch bat die Klägerin um

nachvollziehbare Berechnungsunterlagen. Nach Übersendung der

weiteren Anlagen erklärte sie ihren Widerspruch für erledigt und

beantragte die Erstattung der im Widerspruchsverfahren

entstandenen Kosten. Die Beklagte lehnte dies ab, da der

Widerspruch nicht erfolgreich gewesen sei und die Bescheide bereits

vor der Übersendung der weiteren Anlagen ausreichend begründet

gewesen seien. Das Sozialgericht Aachen gab der Klägerin Recht.
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Das LSG hat die Berufung der Beklagten nun zurückgewiesen. Diese

habe etwa 2015 begonnen, das Design der Bescheide dadurch zu

verändern, dass sie sie persönlicher und verständlicher formulieren

und ansprechender gestalten wollte, insbesondere durch Verzicht auf

den Versand bestimmter Anlagen zugunsten von erläuternden Texten.

Die Reform finde allerdings ihre Grenze, unter anderem in der

Begründungspflicht (§ 35 Absatz 1 Sozialgesetzbuch X). Es sei nicht

möglich, den Text eines Bescheides dadurch zu verschlanken, dass

man komplexe, für den Laien kaum verständliche Regelungen auf

Kosten der Nachvollziehbarkeit weglasse.

Konkret fehle eine ausreichende Begründung. Denn auch die Anlagen

"Berechnung der Entgeltpunkte aus den Beitragszeiten", "Berechnung

der Entgeltpunkte aus beitragsfreien und beitragsgeminderten Zeiten"

und "Versorgungsausgleich" seien wesentliche Begründungselemente,

ohne die die "Berechnung der Rente", die lediglich die Summe der

Entgeltpunkte mitteile, für Versicherte nicht verständlich sei.

Insbesondere könnten diese nicht nachvollziehen, aufgrund welcher

Berechnungsgrundlagen sich die mitgeteilte Rentenhöhe ergebe und

ob die von ihnen in den sich aus dem Versicherungsverlauf

ergebenden Zeiträumen erzielten Einkünfte zutreffend der Ermittlung

der Entgeltpunkte zugrunde gelegt worden seien.

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 09.03.2021, L

18 R 306/20

Einkommensbescheid: Bei Rückzahlung der

ursprünglich als Sonderausgaben berücksichtigten

Beiträge für Rürup-Rente zu ändern

Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf hat entschieden, dass eine

Rückzahlung der ursprünglich als Sonderausgaben berücksichtigten

Beiträge für einen Basisrentenvertrag (so genannte Rürup-Rente) zu

einer Änderung der Einkommensteuerbescheide führt.

In den bestandskräftigen Einkommensteuerbescheiden 2013 bis 2016

der Klägerin waren Versicherungsbeiträge zu einem so genannten

Rürup-Rentenvertrag als beschränkt abzugsfähige Sonderausgaben

berücksichtigt worden. Im Jahr 2018 schloss die Klägerin mit der

Versicherungsgesellschaft vor einem Landgericht einen

Prozessvergleich, wonach die Versicherungsgesellschaft an die

Klägerin eine Geldzahlung zu leisten hatte. In dem Prozessvergleich

wurde vereinbart, dass mit der Vereinbarung alle wechselseitigen

Ansprüche erledigt sind.

Nachdem die Versicherung das beklagte Finanzamt darüber

informiert hatte, dass der Versicherungsvertrag der Klägerin

rückwirkend ab Beginn aufgehoben worden sei, erließ es nach § 175

Absatz 1 Nr. 2 Abgabenordnung geänderte

Einkommensteuerbescheide für 2013 bis 2016, in denen der

Sonderausgabenabzug für die Beiträge zur Rürup-Rente nicht mehr

gewährt wurde.

Mit ihrer dagegen gerichteten Klage machte die Klägerin geltend,

dass ihr Versicherungsvertrag nicht rückwirkend aufgehoben worden

sei. Es habe sich bei der Zahlung der Versicherung an sie um eine

Schadenersatzzahlung wegen einer fehlerhaften Beratung des

Vermittlers gehandelt.

Das FG Düsseldorf hat die Klage abgewiesen und entschieden, dass

das Finanzamt zu Recht geänderte Einkommensteuerbescheide

erlassen und den Sonderausgabenabzug rückgängig gemacht hat. Im

Jahr 2018 seien die Einkommensteuerfestsetzungen 2013 bis 2016

rechtswidrig geworden. Der für den Sonderausgabenabzug relevante

Sachverhalt habe sich rückwirkend verändert.

Aufgrund der in dem Prozessvergleich enthaltenen

Abgeltungsklausel sei der Basisrentenvertrag zwischen der Klägerin

und der Versicherung zivilrechtlich beendet worden. Der Klägerin

stünden keine Ansprüche aus einer Rentenversicherung mehr zu. Im

Nachhinein habe die Klägerin mit ihren in den Streitjahren 2013 bis

2016 gezahlten Beiträgen keine eigene kapitalgedeckte

Altersversorgung aufgebaut.

Hinzu komme, dass sie im Nachhinein durch die Beitragszahlungen

nicht endgültig wirtschaftlich belastet gewesen sei. Sie habe wegen

der Zahlung der Vergleichssumme keine Aufwendungen mehr

gehabt.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Die Klägerin hat gegen das

Urteil, in dem keine Revision zugelassen worden ist, eine

Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die unter dem Aktenzeichen

X B 84/21 beim Bundesfinanzhof anhängig ist.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 11.06.2021, 1 K 292/19 E, nicht

rechtskräftig



Schaufenster Steuern

5

Unternehmer

Koch-Event als betriebliche Weihnachtsfreier:

Vorsteuerabzug kann schnell an Wertgrenze von 110

Euro scheitern

Angesichts der konkreten Art einer betrieblichen Weihnachtsfeier

("Koch-Event") kann der Vorsteuerabzug für die Kosten der

Weihnachtsfeier wegen Überschreitung der Wertgrenze von 110 Euro

zu versagen sein. Dies geht aus einer Entscheidung des Hamburger

Finanzgerichts (FG) hervor.

Denn bei der Berechnung der Wertgrenze von 110 Euro seien auch

nach der bisherigen Rechtsprechung (wonach alle Leistungen

einzubeziehen sind, die der Arbeitnehmer unmittelbar konsumiert) im

konkreten Fall wegen der Besonderheit des "Koch-Events" auch die

Raumkosten einzubeziehen. Ein "Koch-Event" stelle für die

Arbeitnehmer einen einheitlichen konsumierbaren Wert dar. Denn es

bilde seinen Wert gerade aus dem Zusammenspiel einer besonderen

Örtlichkeit und dem gemeinsamen Zubereiten von Speisen und

Getränken. Daher könne hier keine Abspaltung der Raumkosten

vorgenommen werden, weil dies in diesem Einzelfall eine rein

künstliche Aufspaltung darstellen würde, so das FG.

Aber auch bei Würdigung dahingehend, dass die Raum- und

Personalkosten als Kosten des so genannten äußeren Rahmens bei

einem "Koch-Event" abtrennbar wären, wäre der Vorsteuerabzug zu

versagen, fährt das Gericht fort. Denn die lohnsteuerliche

Neuregelung des § 19 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1a Einkommensteuergesetz

(EStG) sei dahingehend auf den umsatzsteuerlichen Begriff der

Aufmerksamkeit zu übertragen, dass an die Stelle des

einkommensteuerlichen Freibetrages des § 19 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1a

EStG eine umsatzsteuerrechtliche Freigrenze tritt, welche hier

ebenfalls überschritten werde.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 05.12.2019, 5 K 222/18, nicht

rechtskräftig

Betriebsprüfung: Zwangsgeld gegen Arbeitgeber bei

fehlender Mitwirkung

Legen Arbeitgeber zur Betriebsprüfung keine Unterlagen vor, kann

gegen sie ein Zwangsgeld festgesetzt werden, unabhängig davon, ob

sich nach Abschluss der laufenden oder einer vorausgehenden

Betriebsprüfung tatsächlich eine Beitragsnachforderung ergibt. Dies

hat das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg entschieden.

Der Kläger betreibt eine Speditionsfirma. Bereits für den

Prüfzeitraum der Jahre 2010 bis 2013 führte der beklagte Träger der

Rentenversicherung dort eine Betriebsprüfung durch und forderte

Beiträge (einschließlich Säumniszuschlägen) in Höhe von rund

46.000 Euro nach.

Mit Schreiben vom September 2018 kündigte die Beklagte eine

erneute Betriebsprüfung an. Hierauf entgegnete der Kläger, eine

erneute Betriebsprüfung sei nicht sinnvoll, da zur vorangegangenen

Prüfung derzeit noch ein Gerichtsverfahren anhängig sei. Am

festgesetzten Prüftermin im November 2018 traf die Beklagte den

Kläger nicht persönlich an. Telefonisch erklärte er, erst nach

Abschluss des Gerichtsverfahrens eine weitere Betriebsprüfung

zuzulassen. Einer weiteren Aufforderung der Beklagten zur Vorlage

der für die Betriebsprüfung erforderlichen Unterlagen kam der Kläger

nicht nach.

Mit Bescheid vom November 2018 terminierte die Beklagte die

Betriebsprüfung auf den 13.12.2018 und gab dem Kläger auf, bis

dahin seine Geschäftsbücher und -unterlagen für den Prüfzeitraum

2014 bis 2017 vorzulegen. Ferner drohte sie für den Fall, dass der

Kläger der Anordnung nicht nachkomme, ein Zwangsgeld von 500

Euro an. Darüber hinaus ordnete sie die sofortige Vollziehung im

öffentlichen Interesse an. Zur Beurteilung, ob

Sozialversicherungsbeiträge durch den Kläger ordnungsgemäß

abgeführt wurden, sei es unerlässlich, eine Betriebsprüfung mit den

vorzulegenden Unterlagen durchzuführen. Im Interesse der

Versichertengemeinschaft und der Beschäftigten müsse geklärt

werden, ob Beiträge ordnungsgemäß abgeführt worden seien. Diese

Aufklärung dürfe nicht weiter verzögert werden, um etwaigen

Schaden für die Versichertengemeinschaft und die Beschäftigten so

gering wie möglich zu halten.
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Nach erfolglosem Widerspruchs- und Klageverfahren hat der Kläger

beim LSG Baden-Württemberg Berufung eingelegt und vorgetragen,

andere Betriebe würden bei weitem nicht in der Häufigkeit mit

Betriebsprüfungen belegt. Er werde von der Beklagten drangsaliert.

Die Beklagte habe ihr Ermessen, wo und wann sie Überprüfungen bei

Betrieben seiner Branche vornehme, fehlerhaft ausgeübt.

Das LSG hat die Berufung zurückgewiesen. Die Beklagte habe dem

Kläger zu Recht die Vorlage der genannten Unterlagen als gesetzlich

geschuldete Prüfhilfe aufgegeben. Sie diene der Feststellung des für

eine mögliche Beitragsnacherhebung maßgeblichen Sachverhalts. Die

Rechtmäßigkeit der Vorlageanordnung hänge nicht davon ab, ob sich

nach Abschluss der Betriebsprüfung tatsächlich eine

Beitragsnachforderung ergebe oder nicht. Deswegen komme es auch

nicht darauf an, welchen Ausgang das Gerichtsverfahren zur

vorausgegangenen Betriebsprüfung hatte. Jedenfalls sei eine

Beitragsnachforderung nicht von vornherein ausgeschlossen.

Die Rechtmäßigkeit einer etwaigen Beitragsnachforderung könne im

Wege einstweiligen Rechtsschutzes angefochten werden, womit für

den Kläger effektiver Rechtsschutz ausreichend gewährleistet sei. Er

könne daher mit der Behauptung, keine höheren

Sozialversicherungsbeiträge zu schulden, nicht verhindern, dass die

Beklagte den hierfür maßgeblichen Sachverhalt überhaupt erst prüfe

und feststelle. Im Übrigen seien die Träger der Rentenversicherung zu

Prüfungen bei den Arbeitgebern im vierjährigen Prüfrhythmus

gesetzlich verpflichtet. Ihnen stehe insoweit kein Ermessensspielraum

zu. Die Zwangsgeldandrohung sei ebenfalls rechtmäßig: Die im

Einzelfall durch Verwaltungsakt konkretisierte Pflicht des

Arbeitgebers zur Prüfhilfe könne mit Mitteln des Verwaltungszwangs

durchgesetzt werden. Das angedrohte Zwangsgeld halte sich zudem

im unteren Bereich des zulässigen Rahmens von mindestens zehn

Euro und höchstens 50.000 Euro.

Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 20.10.2021, L 5

BA 2751/20

Trikotsponsoring für Jugendmannschaften:

Vorsteuerabzug aus Aufwendungen

Im Rahmen der Umsatzsteuerfestsetzung können Vorsteuerbeträge

aus dem Erwerb von Sportbekleidung mit Werbeaufdrucken (so

genanntes Trikotsponsoring) auch dann abzugsfähig sein, wenn es um

Trikots für Jugendmannschaften geht. Dies hat das Finanzgericht (FG)

Niedersachsen entschieden.

Der Kläger betrieb eine Fahrschule. Er hatte in den Streitjahren

Sportbekleidung mit dem Werbeaufdruck "Fahrschule X" erworben

und die Trikots verschiedenen Vereinen in der Region rund um seine

Fahrschule unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Es handelte sich vor

allem um Jugendmannschaften in unterschiedlichen Sportarten.

Nach einer Außenprüfung verweigerte das Finanzamt es, die

entsprechenden Aufwendungen als steuermindernd zu

berücksichtigen. Zur Begründung führte es an, dass die Spiele der

fraglichen Mannschaften vor allem solche im Jugendbereich

beträfen, die kaum Publikum anzögen. Es sei deshalb davon

auszugehen, dass die Aufdrucke keine nennenswerte Werbewirkung

erzielten. Das Überlassen der Sportbekleidung sei deshalb dem

ideellen Bereich zuzuordnen, die Vorsteuer also nicht abziehbar.

Das FG folgte diesem Vorbringen des Finanzamts nicht und gab dem

Kläger Recht. Richtig sei zwar, dass die Jugendmannschaften in aller

Regel nicht vor Publikum spielten; bei deren Spielen seien

vorwiegend Betreuer und gegebenenfalls einige Eltern mit

anwesend. Darauf komme es jedoch nicht an. Denn die jugendlichen

Sportler seien zumeist im Alter von 15 bis 20 Jahren und demgemäß

gerade die Zielgruppe, die der Kläger mit seiner Fahrschule

ansprechen möchte. Erfahrungsgemäß nähmen junge Leute im Alter

ab 16 oder 17 Jahren heutzutage zumeist die Möglichkeit zum Erwerb

einer Fahrerlaubnis in Anspruch.

Die Verwendung der Trikots mit dem Werbeaufdruck stelle deshalb

eine Dienstleistung der Vereine dar und damit eine Gegenleistung

für die Überlassung der Sportbekleidung. Ob die Vereine eine

Versteuerung dieser Leistungen vorgenommen hätten, sei – so das

Gericht – für die hier maßgebliche Frage des Vorsteuerabzugs des

leistenden Unternehmers unerheblich und nicht Gegenstand dieses

Rechtsstreits.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 03.01.2022, 11 K 200/20
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Kapital-

anleger

Ist die Abgeltungsteuer verfassungswidrig?

Weil die Abgeltungsteuer private Bezieher von Kapitaleinkünften

gegenüber den übrigen Steuerpflichtigen begünstigt, ohne dass ein

Rechtfertigungsgrund gegeben wäre, hält das Finanzgericht (FG)

Niedersachsen sie für verfassungswidrig. Nun soll das

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) die Vereinbarkeit der Steuer mit

dem Gleichheitssatz aus Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz (GG) klären.

Der Kläger erzielte als selbstständiger Versicherungsmakler

gewerbliche Einkünfte, die mit seinem persönlichen

Einkommensteuersatz – von über 25 Prozent – besteuert wurden.

Daneben erhielt er Kapitaleinkünfte in Form von verdeckten

Gewinnausschüttungen aus mehreren Beteiligungen an

Kapitalgesellschaften und von Zinsen. Diese wurden mit dem

abgeltenden Steuersatz von 25 Prozent besteuert.

Im Rahmen einer Betriebsprüfung gelangte das beklagte Finanzamt zu

der Auffassung, dem Kläger seien Provisionszahlungen zuzurechnen,

die bisher einer anderen Person zugeordnet worden waren. Es erhöhte

den gewerblichen Gewinn – und damit die Einkommensteuer – des

Klägers entsprechend. Hiergegen wandte sich der Kläger und trug vor,

die Provisionen seien ihm zu Unrecht zugerechnet worden. Außerdem

sei bei der Ermittlung seiner Einkünfte aus Kapitalvermögen der

Ansatz des Sparer-Freibetrages unterblieben.

Das FG folgte der Auffassung des Klägers und hielt die Erhöhung des

Gewinns für unzutreffend. Das beklagte Finanzamt habe die

Zurechnung der Provisionen an den Kläger nicht nachvollziehbar

belegen können. Auch sei der Sparer-Freibetrag zu Unrecht nicht

berücksichtigt worden.

Dennoch habe die Klage (derzeit) keinen Erfolg, da die gegenüber dem

Kläger festgesetzte Steuer auf die Kapitaleinkünfte nach rechtlicher

Auffassung des FG zu niedrig sei.

Die Anwendung der Abgeltungsteuer, also der Ansatz des

abgeltenden Steuersatzes in Höhe von 25 Prozent auf die

Kapitaleinkünfte sei zwar auf Grundlage der geltenden Gesetzeslage

zutreffend erfolgt. Die zugrunde liegenden Vorschriften (§§ 32d

Absatz 1, 43 Absatz 5 Einkommensteuergesetz – EStG) seien mit dem

Gleichheitssatz des Artikels 3 Absatz 1 GG nicht vereinbar. Sie

verstießen gegen die dort verankerte Vorgabe der Gleichbehandlung

aller Einkunftsarten und einer gleichmäßigen Besteuerung nach der

individuellen Leistungsfähigkeit, so das FG

Die Abgeltungsteuer führe zu einer Ungleichbehandlung zwischen

Beziehern privater Kapitaleinkünfte und den übrigen

Steuerpflichtigen. Während die Bezieher von Kapitaleinkünften mit

einem Sondersteuersatz von 25 Prozent abgeltend belastet würden,

unterlägen die übrigen Steuerpflichtigen gemäß § 32a EStG einem

Steuersatz von bis zu 45 Prozent.

Die in den Gesetzesmaterialien genannten Rechtfertigungsgründe

genügten den verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht. Weitere

Rechtfertigungsgründe seien nicht ersichtlich.

Die Abgeltungsteuer sei nicht zur Verwirklichung eines effektiven

Steuervollzugs oder zur Beseitigung eines etwaigen strukturellen

Vollzugsdefizits geeignet. Unabhängig von der Frage der

grundsätzlichen Geeignetheit der Regelung sei die Erforderlichkeit

zwischenzeitlich entfallen, da sich seit dem Inkrafttreten der

Abgeltungsteuer die Möglichkeiten der Finanzverwaltung, im

Ausland befindliches Vermögen zu ermitteln, stark verbessert

hätten.

Die Abgeltungsteuer sei weder zur Standortförderung des deutschen

Finanzplatzes geeignet noch führe sie zu einer wesentlichen

Vereinfachung im Besteuerungsverfahren.

Finanzgericht Niedersachsen, Beschluss vom 18.03.2022, 7 K 120/21

Einbeziehung von Verlusten und Gewinnen aus

Options- und Termingeschäften in die

Aktiengewinnberechnung nach § 8 InvStG 2004

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den

obersten Finanzbehörden der Länder wird das BMF-Schreiben vom

17. November 2020 (BStBl I 2020 S. 1225) wie folgt neu gefasst:

Verluste und Gewinne eines (Spezial-)Investmentfonds aus Options-

und Termingeschäften, die der (Spezial-)Investmentfonds im

Zusammenhang mit den jeweiligen Aktiengeschäften abgeschlossen

hat, sind jedenfalls dann in die Aktiengewinnberechnung nach § 8

Investmentsteuergesetz in der bis zum 31. Dezember 2017 geltenden

Fassung (InvStG 2004) mit einzubeziehen, wenn die Options- und

Termingeschäfte auf der einen Seite und die Aktiengeschäfte auf der

anderen Seite in ihren Teilschritten sowohl nach den tatsächlichen

Abläufen als auch nach der Anlageplanung des

(Spezial-)Investmentfonds konzeptionell aufeinander abgestimmt

sind und sich wechselseitig bedingen.
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Dies gilt auch, wenn die Options- und Termingeschäfte nicht in Bezug

auf einzelne Aktien, sondern für unterschiedliche Aktiengattungen

oder auch hinsichtlich einer oder mehrerer Gesamtheiten von

Aktiengattungen (Aktienkörben oder Indizes) abgeschlossen werden.

In diesem Sinne hat das FG Niedersachsens im (mittlerweile

rechtskräftigen) Urteil vom 6. Juli 2017 (6 K 150/16) auf Grundlage

der BFH-Entscheidung vom 22. Dezember 2015 (I R 43/13)

entschieden, dass bei der Ermittlung des positiven Aktiengewinns im

Sinne von § 8 Absatz 1 Satz 1 InvStG 2004 Verluste und Gewinne des

(Spezial-)Investmentfonds aus Options- und Termingeschäften, die

der (Spezial‑)Investmentfonds im Zusammenhang mit den jeweiligen

Aktiengeschäften abgeschlossen hat, mit einzubeziehen sind, wenn

die Options- und Termingeschäfte nach der Anlageplanung und nach

der tatsächlichen Abwicklung der Geschäfte nur der

Gegenfinanzierung der Veräußerungsgewinne aus den

Aktiengeschäften gedient haben.

Die gegen die Entscheidung des FG Niedersachsens eingelegte

Revision wurde mit BFH-Beschluss vom 29. März 2018 (I B 79/17) als

unzulässig verworfen.

Im entschiedenen Fall ergab sich die konzeptionelle Kombination von

Aktien- und Options-/Termingeschäften aus dem Verkaufsprospekt.

Eine entsprechende Einbeziehung der Gewinne und Verluste aus

Options-/Termingeschäften in die Aktiengewinnberechnung hat aber

auch dann zu erfolgen, wenn die kombinierten Geschäfte auch ohne

Aussagen in einem Verkaufsprospekt durchgeführt wurden.

Der nach den o. g. Grundsätzen ermittelte Aktiengewinn ist für den

maßgebenden Besteuerungszeitpunkt auf Ebene des Anlegers

(Veräußerung/Rückgabe bzw. Teilwertabschreibung) für die

Ermittlung des besitzzeitanteiligen Aktiengewinns der Besteuerung

zugrunde zu legen.

Dies gilt auch für die Ermittlung des fiktiven Veräußerungsgewinns

nach § 56 Absatz 3 Satz 1 InvStG auf den 31. Dezember 2017.

Wurde der Aktiengewinn bisher in diesen Fällen abweichend von den

o. g. Rechtsprechungsgrundsätzen ermittelt und einer Steuererklärung

zugrunde gelegt, ist der Anleger nach Maßgabe des § 153 AO

verpflichtet, dies unverzüglich anzuzeigen und die erforderliche

Richtigstellung vorzunehmen (vgl. Nummern 2.5 bis 2.8 des AEAO zu

§ 153). Liegen Anhaltspunkte für eine Steuerstraftat oder

-ordnungswidrigkeit vor, bleibt die straf- oder bußgeldrechtliche

Würdigung einem gesonderten Verfahren vorbehalten. Dies gilt auch,

wenn die fehlerhaft ermittelten Aktien-Veräußerungsgewinne

ausgeschüttet wurden.

Da hier keine Rechtsprechungsänderung, sondern eine erstmalige

Entscheidung dieser Rechtsfrage vorliegt, kann sich der Anleger nicht

auf Vertrauensschutz berufen. Vielmehr musste der Anleger bereits

bei Abgabe seiner Steuererklärung mit der Nichtanerkennung dieses

Steuergestaltungsmodells durch die Finanzverwaltung rechnen und

hätte gesondert auf diesen Sachverhalt und ggf. auf seine

abweichende Rechtsauffassung hinweisen müssen.

Die (Kapital-)Verwaltungsgesellschaft hat für

(Spezial-)Investmentfonds, die den Fonds-Aktiengewinn nicht nach

den vorgenannten Rechtsprechungsgrundsätzen ermittelt haben,

sowie für an einem solchen (Spezial-)Investmentfonds beteiligte

Dach- (Spezial‑)Investmentfonds eine rückwirkende Korrektur der

Fonds-Aktiengewinne durchzuführen und dies der für die

(Spezial-)Investmentfonds zuständigen Finanzbehörde anzuzeigen

und den Anlegern in geeigneter Weise bekanntzumachen.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.

BMF, Schreiben (koordinierter Ländererlass) IV C 1 - S-1980-1 / 19 /

10082 :006 vom 07.04.2022
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Immobilien-

besitzer

Vermieter kann keine Miete vom Jobcenter einklagen

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen hat

entschieden, dass ein Vermieter trotz der Möglichkeit der

Direktzahlung der Miete keine eigenen einklagbaren Ansprüche gegen

das Jobcenter hat.

Zugrunde lag das Verfahren eines Mannes, der Wohnungen an

Grundsicherungsempfänger vermietet und sich dabei von den Mietern

die Zustimmung zur Direktzahlung geben lässt. Nachdem eine

Mieterin die Nebenkosten für die Jahre 2018 und 2019 schuldig blieb,

verlangte er die Zahlung der Rückstände vom Jobcenter Goslar.

Dieses lehnte eine Direktüberweisung ab, da der Vermieter keine

eigenen Ansprüche aus dem Sozialgesetzbuch II (SGB II) habe.

Demgegenüber hielt der Mann es für nicht hinnehmbar, dass das

Jobcenter zwar die Kosten des Energieversorgers direkt zahle, er

jedoch erst prozessieren müsse. Hierdurch sei der

Gleichbehandlungsgrundsatz verletzt. Er werde vorsätzlich

sittenwidrig geschädigt. Neben den rückständigen Kosten seien

inzwischen auch Mietschulden aufgelaufen. Der Gesamtbetrag

summiere sich auf über 4.000 Euro. Hierfür müsse das Jobcenter im

Wege der Amtshaftung zahlen.

Das LSG hat die Rechtsauffassung des Jobcenters bestätigt. Es

bestehe keine Anspruchsgrundlage für eine Schuldübernahme. Trotz

der im SGB II vorgesehen Möglichkeit der Direktzahlung von Miete an

den Vermieter entstehe keine Rechtsbeziehung zwischen Vermieter

und Jobcenter. Der Vermieter habe somit keine eigenen einklagbaren

Ansprüche. Die Direktzahlung diene nämlich allein der Sicherstellung

der zweckentsprechenden Verwendung der Unterkunftsleistungen.

Sie erfülle nicht den Zweck einer vereinfachten Durchsetzung von

Mietforderungen durch Schaffung eines weiteren solventen

Schuldners in Form des Jobcenters. Die Eintreibung von Schulden sei

ein objektiv eigenes Geschäft des Vermieters.

Da ein Vermieter – im Gegensatz zum Leistungsempfänger – im

sozialgerichtlichen Verfahren nicht von der Kostenpflicht befreit ist,

hat der Mann allein zweitinstanzliche Gerichtskosten von 1.200 Euro

zu tragen. Den Streitwert hatte er zuvor durch weitere Forderungen

(Auskünfte und Ähnliches) auf 14.000 Euro in die Höhe getrieben.

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 03.02.2022, L

11 AS 578/20

Kürzere Restnutzungsdauer eines Gebäudes kann

durch Wertgutachten nachgewiesen werden

Wird im Rahmen eines Wertgutachtens die Restnutzungsdauer eines

Gebäudes nach der Wertermittlungsverordnung bestimmt, kann

diese der Berechnung des AfA-Satzes zugrunde gelegt werden. Dies

hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Der Kläger erwarb 2011 im Rahmen eines

Zwangsversteigerungsverfahrens ein Grundstück mit einem im Jahr

1955 errichteten Gebäude, das er seitdem zur Erzielung von

Mieteinkünften nutzte. Das Amtsgericht hatte im

Zwangsversteigerungsverfahren ein Sachverständigengutachten zur

Ermittlung des Grundstückswerts auf den Stichtag 17.05.2010 in

Auftrag gegeben. Der öffentlich bestellte und vereidigte

Sachverständige machte in seinem Gutachten unter anderem

Angaben zum Modernisierungsstand und zu erforderlichen

Instandsetzungsarbeiten Angaben und kam danach zu einem fiktiven

Baujahr von 1960 und zu einer Restnutzungsdauer des Gebäudes von

30 Jahren. Dem Gutachten legte er die Regelungen der zum Stichtag

gültigen Wertermittlungsverordnung (WertV) zugrunde.

Der Kläger machte in seinen Einkommensteuererklärungen für die

Streitjahre 2012 bis 2016 eine jährliche Abschreibung für Abnutzung

(AfA) des Gebäudes von 3,33 Prozent als Werbungskosten aus

Vermietung und Verpachtung geltend. Das Finanzamt

berücksichtigte demgegenüber lediglich einen AfA-Satz von zwei

Prozent, da das Gutachten weder eine kürzere technische

Nutzungsdauer durch Darlegung eines materiellen Verschleißes der

Rohbauelemente noch eine kürzere wirtschaftliche Nutzungsdauer

im steuerrechtlichen Sinne belege. Die Ermittlung der

Restnutzungsdauer im Sinne der WertV sei auf die steuerrechtliche

Restnutzungsdauer nicht übertragbar, da sie nicht im

Zusammenhang mit der gesetzlichen Typisierung der AfA-Regelung

stehe.
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Das FG Münster hat der Klage in Bezug auf den AfA-Satz

stattgegeben. Grundsätzlich sei ein Gebäude zwar nach festen

AfA-Sätzen (im Streitfall zwei Prozent pro Jahr) abzuschreiben. Bei

einer tatsächlich kürzeren Nutzungsdauer des Gebäudes als 50 Jahre

könne aber nach Wahl des Steuerpflichtigen von entsprechend

höheren Sätzen ausgegangen werden. Nach der BFH-Rechtsprechung

(Urteil vom 28.07.2021, IX R 25/19) könne sich der Steuerpflichtige

jeder Darlegungsmethode bedienen, die im Einzelfall zur Führung des

erforderlichen Nachweises geeignet erscheine. Entgegen der

Auffassung des Finanzamts sei hierfür kein Bausubstanzgutachten

erforderlich. Da für die Schätzung einer kürzeren Restnutzungsdauer

keine Gewissheit, sondern allenfalls eine größtmögliche

Wahrscheinlichkeit erforderlich sei, könne die Schätzung des

Steuerpflichtigen vielmehr nur dann verworfen werden, wenn sie

eindeutig außerhalb eines angemessenen Schätzungsrahmens liege.

Nach Auffassung des FG hat der Sachverständige aufgrund sachlicher

Kriterien eine von der gesetzlichen Typisierung abweichende geringere

Restnutzungsdauer von 30 Jahren ermittelt. Er habe fundierte

Ausführungen zu den erforderlichen Instandsetzungsarbeiten und zum

Zustand des Gebäudes gemacht. Die modellhafte Ermittlung der

Restnutzungsdauer von 30 Jahren anhand der WertV sei für das

Gericht nachvollziehbar und liege jedenfalls nicht (erheblich)

außerhalb des zulässigen Schätzungsrahmens.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 27.01.2022, 1 K 1741/18 E,

rechtskräftig

Wohnhaus: Einbau von Funkwasserzähler zulässig

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (VGH) hat die Beschwerde

eines Ehepaars zurückgewiesen, die mit einem Eilantrag den

geplanten Einbau eines Funkwasserzählers in ihrem Wohnhaus

verhindern wollten.

Das Ehepaar war unter Anordnung des Sofortvollzugs dazu

verpflichtet worden, einem Beauftragten des kommunalen

Wasserversorgungsunternehmens Zugang zu seiner Wohnung zu

gewähren, um ihm die Überprüfung und erforderlichenfalls den

Austausch des bisherigen analogen Wasserzählers gegen einen

digitalen Zähler mit Funkfunktion zu ermöglichen. Hiergegen

wandten sich die Antragsteller mit einem Eilantrag und machten

geltend, gegen den Betrieb von Funkwasserzählern bestünden

datenschutzrechtliche und gesundheitliche Bedenken. Nach

Ablehnung des Eilantrags durch das Verwaltungsgericht erhoben die

Antragsteller Beschwerde.

Der VGH wies das Rechtsmittel zurück. Dem Einbau und Betrieb

eines Funkwasserzählers stünden weder datenschutzrechtliche noch

gesundheitliche Gründe entgegen. Der Betrieb eines

Funkwasserzählers stelle keinen unzulässigen Eingriff in das

Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung dar. Selbst wenn

der Betrieb Rückschlüsse auf den Wasserverbrauch einzelner

Personen ermögliche, sei die Verarbeitung der personenbezogenen

Daten gerechtfertigt. Die Versorgung mit Trinkwasser und die

Messung des Verbrauchs mittels Wasserzähler sei eine zur

Daseinsvorsorge gehörende gemeindliche Pflichtaufgabe und diene

dem öffentlichen Interesse. Die Verarbeitung der Daten stelle keinen

so schweren Rechtseingriff dar, dass bei einer Gesamtabwägung das

Interesse des öffentlichen Wasserversorgers an der Nutzung der

Funkwasserzähler zurückstehen müsse.

Der Einsatz von Funkwasserzählern könne im Hinblick auf das

Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung sogar als eine

besonders schonende Art der Datenerfassung angesehen werden,

weil er das Betreten privater Räume entbehrlich mache. Nach

derzeitigem Erkenntnisstand entstünden durch den Betrieb von

Funkwasserzählern auch keine unzumutbaren Gesundheitsgefahren,

weil die Strahlenleistung im Vergleich zu einem Handy um ein

Vielfaches niedriger sei und die Funkwasserzähler in der Regel nicht

in unmittelbarer Nähe zu den Bewohnern, sondern im Keller an der

zentralen Hauswasserzuleitung angebracht würden.

Gegen den nur im Verhältnis zu den Antragstellern geltenden

Beschluss gibt es keine Rechtsmittel.

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 07.03.2022, 4

CS 21.2254, unanfechtbar
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Angestellte

Altersversorgung: Zum Arbeitgeberzuschuss zum

umgewandelten Entgelt

Wenn ein Tarifvertrag zur Altersversorgung aus dem Jahr 2008 einen

Anspruch der Arbeitnehmer auf Entgeltumwandlung sowie

Zusatzleistungen des Arbeitgebers zum umgewandelten Entgelt

regelt, können die Arbeitnehmer wegen der gesetzlichen

Übergangsbestimmung in § 26a Betriebsrentengesetz (BetrAVG) bis

zum 31.12.2021 keinen weiteren Arbeitgeberzuschuss verlangen.

Verweist ein Haustarifvertrag aus dem Jahr 2019 auf diesen

Tarifvertrag, sei ein Anspruch auch über den 31.12.2021 hinaus

ausgeschlossen, so das Bundesarbeitsgericht (BAG).

In zwei Verfahren streiten die Parteien über die Verpflichtung der

Arbeitgeberin, einen Arbeitgeberzuschuss in Höhe von 15 Prozent des

umgewandelten Entgelts nach § 1a Absatz 1a BetrAVG in den Jahren

2019 und 2020 zu zahlen. Dieser Anspruch ist durch das

Betriebsrentenstärkungsgesetz 2018 eingeführt worden, wobei von

der gesetzlichen Regelung durch Tarifvertrag auch zuungunsten der

Arbeitnehmer abgewichen werden darf, § 19 Absatz 1 BetrAVG.

Beide Arbeitnehmer wandelten auf der Grundlage des Tarifvertrags

zur Altersversorgung, der zwischen dem Landesverband

Niedersachsen und Bremen der holz- und kunststoffverarbeitenden

Industrie e.V. und der IG-Metall abgeschlossen wurde, Entgelt zu

einem Pensionsfonds der MetallRente um. Der Tarifvertrag eröffnet

den Arbeitnehmern die Möglichkeit, Entgelt bis zur steuerlichen und

sozialversicherungsrechtlichen Höchstgrenze umzuwandeln. Der

Arbeitgeber gewährt ihnen aufgrund des Tarifvertrags zusätzlich einen

Altersvorsorgegrundbetrag in Höhe des 25-fachen

Facharbeiterecklohns pro Kalenderjahr. In dem einen Fall kommt der

Tarifvertrag aufgrund beidseitiger Tarifbindung zur Anwendung, in

dem anderen aufgrund eines normativ anwendbaren

Haustarifvertrags aus dem Jahr 2019, der auf diesen Tarifvertrag

verweist.

Die Klagen hatten vor dem BAG – wie auch in den Vorinstanzen –

keinen Erfolg. Das BAG hat offengelassen, ob der Tarifvertrag zur

Altersversorgung aus dem Jahr 2008 von der Tariföffnung des § 19

Absatz 1 BetrAVG Gebrauch machen und den Anspruch der

Arbeitnehmer modifizieren konnte, obwohl er vor dem Inkrafttreten

des Betriebsrentenstärkungsgesetzes abgeschlossen wurde.

Da der Tarifvertrag zur Altersversorgung einen Anspruch auf

Entgeltumwandlung enthält und ausgestaltet, bilde er eine

kollektivrechtliche Entgeltumwandlungsvereinbarung, die wegen §

26a BetrVG frühestens zum 01.01.2022 einen Anspruch der

Arbeitnehmer auf den Arbeitgeberzuschuss auszulösen vermag. Bei

dem Haustarifvertrag handele es sich um eine kraft Gesetzes

zugelassene Abweichung nach § 19 Absatz 1 BetrAVG. Das folgt laut

BAG daraus, dass dieser Tarifvertrag auf die von § 1a BetrAVG

abweichenden Regelungen des Tarifvertrags zur Altersversorgung

Bezug nimmt, die unter anderem mit dem

Altersversorgungsgrundbetrag eine von § 1a Absatz 1a BetrAVG

abweichende Verteilung des wirtschaftlichen Nutzens und der

Lasten der Entgeltumwandlung enthalten.

Bundesarbeitsgericht, Urteile vom 08.03.2022, 3 AZR 361/21 und 3

AZR 362/21

Kindergeldauszahlungen an Arbeitgeber können

negative Einkünfte des Arbeitnehmers sein

An Arbeitgeber im Rahmen einer Nettolohnvereinbarung erfolgte

Kindergeldauszahlungen stellen negative Einnahmen bei den

Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit des Arbeitnehmers dar.

Dies hat das Finanzgericht (FG) Düsseldorf entschieden.

Im zugrunde liegenden Fall war streitig, ob bei einer

Nettolohnvereinbarung der Bruttoarbeitslohn zu reduzieren ist,

wenn das Kindergeld vereinbarungsgemäß an den Arbeitgeber

ausgezahlt wird.

Das FG Düsseldorf hat dazu entschieden, dass die Auszahlungen des

Kindergeldes als negative Einnahmen bei den Einkünften des

klagenden Arbeitsnehmers aus nichtselbstständiger Arbeit (§ 19

Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz) zu berücksichtigen

sind. Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung handele es sich

bei Einkommensteuererstattungen im Rahmen einer

Nettolohnvereinbarung um die Rückzahlung von überzahltem

Arbeitslohn, die als negative Einnahmen oder Werbungskosten zu

berücksichtigen sind (Bundesfinanzhof, Urteil vom 30.07.2009, VI R

29/06). Die Auszahlung des Kindergeldes an den Arbeitgeber sei

steuerlich ebenfalls wie eine Rückzahlung von Arbeitslohn zu

behandeln.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 11.11.2021, 14 K 2577/20 E
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Häusliches Arbeitszimmer muss für die Tätigkeit

nicht erforderlich sein

Ein Abzug von Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer setzt

nicht voraus, dass das Arbeitszimmer für die Tätigkeit des

Steuerpflichtigen erforderlich ist. Wird der Raum ausschließlich oder

nahezu ausschließlich für betriebliche/berufliche Zwecke genutzt,

genügt das für den Abzug. Dies hält der Bundesfinanzhof (BFH) fest.

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer können

grundsätzlich nicht als Werbungskosten abgezogen werden (§ 9

Absatz 5 in Verbindung mit § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b Satz 1

Einkommensteuergesetz – EStG). Anders ist dies, wenn für die

betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur

Verfügung steht. In diesem Fall können Aufwendungen bis zu 1.250

Euro im Rahmen der Einkommensteuer berücksichtigt werden. Bildet

das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und

beruflichen Betätigung, können die Aufwendungen der Höhe nach

unbeschränkt abgezogen werden.

Im Streitfall machte eine Flugbegleiterin Aufwendungen in Höhe von

1.250 Euro für ein häusliches Arbeitszimmer geltend. Für die dort

verrichteten Arbeiten stand ihr unstreitig kein anderer Arbeitsplatz zur

Verfügung. Das Finanzgericht war aber der Ansicht, angesichts des

sehr geringen Anteils dieser Arbeiten im Verhältnis zur

Gesamtarbeitszeit der Klägerin sei das Vorhalten des Arbeitszimmers

nicht erforderlich, da diese Arbeiten auch andernorts (bspw. am

Küchentisch) hätten ausgeführt werden können.

Dem folgte der BFH nicht. Das Gesetz regele, unter welchen

Voraussetzungen und in welcher Höhe Aufwendungen für ein

häusliches Arbeitszimmer abziehbar sind. Insoweit typisiere das

Gesetz die Erforderlichkeit der beruflichen oder betrieblichen Nutzung

des Arbeitszimmers für die Fälle, dass kein anderer Arbeitsplatz zur

Verfügung steht oder das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der

gesamten Betätigung bildet, ohne den Begriff der Erforderlichkeit zu

einer zu überprüfenden Voraussetzung für den Abzug zu machen. Ob

der Steuerpflichtige die Arbeiten, für die ihm kein anderer Arbeitsplatz

zur Verfügung steht, leicht an einem anderen Ort in der Wohnung –

am Küchentisch, im Esszimmer oder in einem anderen Raum – hätte

erledigen können, sei deshalb unerheblich.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 03.04.2019, VI R 46/17

Zusammengeballte Überstundenvergütungen mit

ermäßigtem Steuersatz zu besteuern

Nachgezahlte Überstundenvergütungen, die für einen Zeitraum von

mehr als zwölf Monaten veranlagungszeitraumübergreifend geleistet

werden, sind mit einem ermäßigten Steuersatz zu besteuern. Dies

stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Mit steigendem Einkommen erhöht sich die Einkommensteuer

progressiv. Werden Vergütungen für eine mehrjährige Tätigkeit nicht

laufend, sondern in einer Summe ausgezahlt, führt der

Progressionseffekt zu einer vom Gesetzgeber nicht gewollten

Steuer(mehr)belastung. Um die progressive Wirkung des

Einkommensteuertarifs bei dem zusammengeballten Zufluss von

Lohnnachzahlungen zu mildern, sieht das Gesetz die Besteuerung

dieser Nachzahlungen mit einem ermäßigten Steuersatz vor.

Voraussetzung ist allerdings, dass die Nachzahlung sich auf die

Vergütung für eine Tätigkeit bezieht, die sich über mindestens zwei

Veranlagungszeiträume erstreckt und einen Zeitraum von mehr als

zwölf Monaten umfasst.

Im Streitfall hatte der Kläger über einen Zeitraum von drei Jahren in

erheblichem Umfang Überstunden geleistet. Erst im vierten Jahr

wurden dem Kläger die Überstunden in einer Summe vergütet. Das

Finanzamt unterwarf die Überstundenvergütung dem normalen

Einkommensteuertarif.

Der BFH – wie zuvor auch das Finanzgericht – folgten indes dem

Antrag des Klägers und wendeten auf den Nachzahlungsbetrag den

ermäßigten Steuertarif an. Der BFH hat klargestellt, dass die

Tarifermäßigung nicht nur auf die Nachzahlung von

Festlohnbestandteilen, sondern auch auf Nachzahlungen von

variablen Lohnbestandteilen – hier in Form der

Überstundenvergütungen – Anwendung finde. Hier wie dort sei

allein entscheidend, ob die nachgezahlte Vergütung für einen

Zeitraum von mehr als zwölf Monaten

veranlagungszeitraumübergreifend geleistet worden ist.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 02.12.2021, VI R 23/19
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Familie und

Kinder

Krankheitsbedingter Ausbildungsabbruch steht

Kindergeldanspruch entgegen

Eine Gewährung von Kindergeld wegen Berufsausbildung des

volljährigen Kindes ist nicht mehr möglich, wenn das

Ausbildungsverhältnis wegen einer Erkrankung des Kindes nicht nur

unterbrochen, sondern beendet wurde. Handelt es sich um eine nur

vorübergehende Erkrankung und ist das Kind nachweislich weiter

ausbildungswillig, kann das Kind aber als ausbildungsplatzsuchendes

Kind berücksichtigt werden, wie der Bundesfinanzhof (BFH)

entschieden hat.

Die Klägerin ist die Mutter einer im Februar 1994 geborenen Tochter,

die im Februar 2016 eine zweijährige schulische Ausbildung begann.

Die Familienkasse gewährte daher zunächst Kindergeld. Im Herbst

2017 erfuhr die Familienkasse, dass die Tochter bereits im März 2017

von der Schule abgegangen war und ab September eine

Vollzeitbeschäftigung aufgenommen hatte. Die Familienkasse hob die

Kindergeldfestsetzung daher ab April 2017 auf. Die Klägerin legte

verschiedene Atteste vor, mit denen sie nachzuweisen versuchte, dass

ihre Tochter nur aufgrund einer Erkrankung die Schule nicht mehr

weiter habe besuchen können.

Der Familienkasse genügte dies nicht. Sie forderte eine alle sechs

Monate zu erneuernde ärztliche Bescheinigung, aus der sich die

Erkrankung und deren voraussichtliches Ende ergeben. Außerdem

ging sie davon aus, dass die Tochter schon im April 2017 gegenüber

der Familienkasse hätte erklären müssen, dass sie sich zum

nächstmöglichen Zeitpunkt um eine Berufs- oder Schulausbildung

bewerben werde.

Das Finanzgericht (FG) gab der dagegen gerichteten Klage für die

Monate April bis September 2017 statt und ging dabei davon aus,

dass sich die Tochter weiter in Ausbildung befunden habe.

Dagegen hielt der BFH die Revision der Familienkasse für begründet.

Für volljährige Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet

haben, komme gemäß § 32 Absatz 4 des Einkommensteuergesetzes

ein Kindergeldanspruch unter anderem dann in Betracht, wenn sie

sich in Berufsausbildung befinden, sich vergeblich um einen

Ausbildungsplatz bemühen oder sich wegen einer Behinderung nicht

selbst unterhalten können. Eine Berücksichtigung als in Ausbildung

befindliches Kind setze voraus, dass das Ausbildungsverhältnis weiter

besteht. Hieran fehle es, wenn das Kind, wie im Streitfall, während

der Ausbildung erkrankt und das Ausbildungsverhältnis durch

Abmeldung von der Schule, Kündigung oder Aufhebungsvertrag

beendet wird.

In einem solchen Fall komme eine Berücksichtigung als

ausbildungsplatzsuchendes Kind in Betracht. Das setzt laut BFH

allerdings voraus, dass es sich um eine vorübergehende, das heißt

ihrer Art nach voraussichtlich nicht länger als sechs Monate

dauernde Krankheit handelt. Außerdem müsse nachgewiesen

werden, dass das Kind trotz vorübergehender Ausbildungsunfähigkeit

weiterhin ausbildungswillig ist. Bei voraussichtlich länger als sechs

Monate andauernder Erkrankung komme eine Berücksichtigung als

behindertes Kind in Betracht. Dem FG hat der BFH daher für den

zweiten Rechtsgang aufgegeben, nähere Feststellungen dazu zu

treffen, ob die Tochter als ausbildungsplatzsuchendes oder

behindertes Kind berücksichtigt werden kann.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 21.08.2021, III R 41/19

Elterngeld: Gericht schließt Gesetzeslücke

Das Berufsleben von Kameraleuten beim Film besteht häufig aus

befristeten Engagements. Hierzu hat das Landessozialgericht (LSG)

Niedersachsen-Bremen entschieden, dass Mütter bei der

Elterngeldberechnung nicht benachteiligt werden dürfen, wenn sie

wegen der Schwangerschaft keine neue Beschäftigung bekommen.

Geklagt hatte eine Kameraassistentin, die ihren Lebensunterhalt

durch Zeitverträge bei Filmproduktionen verdiente. Bis zum

nächsten Engagement war sie jeweils arbeitslos. Nachdem sie 2017

schwanger geworden war, durfte sie nicht mehr arbeiten und bezog

Arbeitslosengeld.
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Nach der Geburt ihres Kindes berechnete der Landkreis das Elterngeld

der Mutter, wobei er für die letzten fünf Monate ein

Arbeitseinkommen von null Euro zugrunde legte. Er verwies darauf,

dass nach dem Gesetz lediglich Einkommensausfälle wegen Krankheit

ausgeklammert werden dürften.

Dem hielt die Frau entgegen, dass sie wegen der körperlichen

Belastungen während der Schwangerschaft nicht arbeiten dürfe. Denn

bei der Arbeit gebe es neben Tragebelastungen beim Umbau von

Kamera und Stativ auch Nachtarbeit und tägliche Arbeitszeiten bis zu

13 Stunden. In der Folge erhalte sie nicht – wie vom Gesetzgeber

gewollt – Elterngeld auf Grundlage der letzten zwölf Arbeitsmonate,

sondern nur 7/12 des eigentlichen Betrags.

Das LSG hat zur Berechnung auf die letzten zwölf Arbeitsmonate

abgestellt und hierzu die gesetzlichen Krankheitsregelungen analog

angewandt. Es hat die erweiterte Gesetzesauslegung mit dem

verfassungsrechtlichen Schutzauftrag werdender Mütter begründet,

die einen Anspruch auf Schutz und Fürsorge durch die Gemeinschaft

hätten. Der Gesetzgeber habe den Fall von abhängigen

Kettenbeschäftigungen übersehen, in welchem eine neue

Beschäftigung aus Gründen des Arbeitsschutzes nicht in Betracht

komme. Das "besondere gesundheitliche Risiko" Schwangerer dürfe

ihnen bei der Berechnung des Elterngeldes nicht zum Nachteil

gereichen. Dabei sei eine schwangerschaftsbedingte Erkrankung nur

ein Teil des Risikos, das sich auch in anderen Bereichen auswirken

könne.

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 24.01.2022, L

2 EG 4/20

Künstliche Befruchtung: Keine Kostenerstattung bei

Verstoß gegen Embryonenschutzgesetz

Krankenkassen müssen sich an den Kosten einer künstlichen

Befruchtung nicht beteiligen, wenn die Vorschriften des deutschen

Embryonenschutzgesetzes nicht eingehalten wurden. Dies gilt laut

Sozialgericht (SG) München auch dann, wenn die Behandlung in

einem Mitgliedsstaat der EU erfolgte, in dem andere Vorschriften zum

Schutz des ungeborenen Lebens gelten.

Die Klägerin hatte aus medizinischen Gründen eine künstliche

Befruchtung durch intrazytoplasmatische Spermieninjektion

vornehmen lassen. Die Behandlung war von der deutschen

Krankenkasse genehmigt. Die Klägerin ließ die Behandlung in einer

Praxis in Österreich durchführen. Der behandelnde Arzt hatte nach

Berechnung der Wahrscheinlichkeit für die Entwicklung eines

Embryos sieben Eizellen befruchtet, aus denen sich vier Embryonen

entwickelten. Davon wurde der Klägerin ein Embryo übertragen, die

restlichen Embryonen wurden für etwaige spätere Versuche

kryokonserviert. Die Krankenkasse hat eine Kostenbeteiligung

abgelehnt, da entgegen den Vorschriften des deutschen

Embryonenschutzgesetzes zu viele Eizellen befruchtet worden seien.

Das SG München hat die dagegen erhobene Klage abgewiesen. Es sei

zwar zulässig gewesen, dass die Klägerin die Behandlung in einem

anderen EU-Mitgliedsstaat habe durchführen lassen. Eine

Kostenerstattung komme dafür aber nur in Betracht, wenn der

Eingriff in dieser Weise auch nach deutschem

Embryonenschutzgesetz erlaubt gewesen wäre. Danach dürften

nicht mehr Embryonen erzeugt werden, als der Patientin in einem

Zyklus übertragen werden können. Üblicherweise seien dies ein oder

zwei Eizellen, die sich nach der Befruchtung entwickelt haben.

An diese Begrenzung habe sich die Behandlung nicht gehalten. Der

behandelnde Arzt habe die Wahrscheinlichkeit eines Erfolges nach

sorgfältiger und individueller Prognose zwar zutreffend berechnet.

Aber bereits nach dieser Prognose sei zu erwarten gewesen, dass sich

aus sieben befruchteten Eizellen mindestens drei Embryonen

entwickeln würden, von denen nicht alle der Klägerin transferiert

werden können. Damit seien die Vorgaben des deutschen

Embryonenschutzgesetzes nicht eingehalten worden. Die Einwände,

dass das deutsche Gesetz in Österreich nicht gelte und die

überzähligen Embryonen nicht vernichtet, sondern konserviert

wurden, ließ das Gericht nicht gelten.

Die Krankenkassen dürften sich an den Kosten nur beteiligen, wenn

die Form der Behandlung in Deutschland auch erlaubt ist. Schließlich

sei es der Wille des Gesetzgebers gewesen, der Entstehung

überzähliger Embryonen entgegenzuwirken und das grundgesetzlich

geschützte Leben in vitro erzeugter Embryonen zu schützen, so das

SG München in seiner Begründung.

Sozialgericht München, S 7 KR 242/21, nicht rechtskräftig
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